
zwingen und dann allenfalls eine 
gemeinsame Lagebeurteilung zu 
machen. 

Diskussionen über 
grosse Listenverbindung 

Im Herbst wird auch der Natio­
nalrat gewählt. «Ich kandidiere 
für weitere vier Jahre», sagt Graf­
Litscher. Noch ungeklärt ist die 
Frage möglicher Listenverbin­
dungen. Die SP dürfte primär 
daran interessiert sein, die Zu­
sage der Grünen zu bekommen, 
damit der linke Sitz im Thurgau 
gesichert ist. «Erste Gespräche 
sind positiv verlaufen», sagt Graf­
Litscher. «Bei einer gemeinsa­
men Listenverbindung mit den 
Grünen werden wir auch einen 
gemeinsamen Ständeratswahl­
kampfbetreiben», sagt die Natio­
nalrätin. Auch mit den Grün­
liberalen würden Gespräche 
stattfinden, und sogar die Idee 
einer grossen Listenverbindung 
von der SP über GP, GLP bis zur 
CVP, EVP und BDP sei nicht vom 
Tisch. (sme) 

Streit um 
Erholungsgebiet 

Baupolitik InRapperswil-Jonaist 
ein Streit um ein Bauprojekt ent­
brannt. Die Ortsgemeinde will 
ein Grundstück im Gebiet Dorna­
cher überbauen, wie die «Linth­
Zeitung» schreibt. Eine breite Al­
lianz will nun jedoch das Referen­
dum gegen die Umzonung des 
Areals ergreifen, beteiligt sind die 
Ortsparteien von SVP und GLP. 
Das Gelände habe eine wichtige 
Funktion als Naherholungsge­
biet. Die Ortsgemeinde wendet 
ein, das Areal sei schon immer 
Bauland gewesen. Der Stadtrat 
wird voraussichtlich Ende Mai 
über das Geschäft entscheiden, 
anschliessend könnte die Refe­
rendumsfrist starten. (red) 

Grand-Prix (MXGP) of Switzer­
land sind weiter auf der Suche 
nach einem Standort im Raum 
Frauenfeld. Nach einem Jahr 
Unterbruch wollen sie ab 2020 
wieder Rennen für die weltbesten 
Motocrossfahrer durchführen. In 
früheren Jahren hatte der Anlass 
30 000 Besucher angelockt. Der 
Standort in Niederwil steht aber 
spätestens seit dem Entscheid 
der Thurgauer Regierung vom 
MärznichtmehrfürWM-Rennen 
zur Verfügung. 

Als Alternative im Gespräch 
war der Waffenplatz Frauenfeld -
doch der Bund lehnt ab: Das geht 
aus der Antwort auf eine Anfrage 
der Förderation der Motorradfah­
rer der Schweiz unter der Feder­
führung des Nationalrats Walter 
Wobmann (SVP/SO) hervor. 

<<Der 

- . 
vorstellig. Das Papier unterzeich-
net hat die Frauenfelder MXGP 
Suisse AG um Inhaber Willy Lä­
derach. 

Absage vor allem wegen 
militätischer Nutzung 

Der Generalsekretär des VBS 
habe die Anfrage «aus verschie­
denen Gründen abschlägig be­
antwortet», sagt Kaj-Gunnar 
Sievert, Mediensprecher des für 
Armeeimmobilien zuständigen 
Bundesamtes für Rüstung, 
Armasuisse. «Nebst den Ein­
schränkungen für die militäri­
sche Nutzung dieses zentralen 
Waffenplatzes waren auch die 
zahlreich stattfindenden anderen 
zivilen Anlässe ein Grund für die­
sen Entscheid.» Auf der Grossen 
Allmend gehen etwa das Open 

rach sagt: «Wir sind derzeit inak­
tiv und wollen kein Geschirr zer­
schlagen.» Die Absage des VBS 
habe gezeigt, dass die Durchfüh­
rung des MXGP auf dem Waffen­
platz schwierig zu bewerkstelli­
gen wäre. Das Organisations­
komitee sucht auch andernorts: 
So hat es auf mehreren Grundstü­
cken in der Industriezone Ab­
klärungen getroffen. «Leider 
haben alle unsere bisherigen Be­
mühungen an Orten, die zonen­
konform gewesen wären, nicht 
zum Ziel geführt», sagt Läde­
rach. Einen MXGP auf dem Land 
der Mowag in Tägerwilen hätten 
die amerikanischen Besitzer von 
General Dynamics wegen Beden­
ken vor rechtlichen Auseinander­
setzungen nicht gewollt. Und auf 
dem Flugplatz Sitterdorfhätten 

schlag für ein Areal des VBS zu er­
halten. «Im Moment warten wir 
auf die Antwort eines neuen Ge­
suches, das wir im Februar ans 
VBS gestellt haben», sagt er. 

«Nicht alles verbieten, 
was Spass macht» 

Unabhängig von derzeitigen Ab­
klärungen zwischen Bund und 
Veranstalter lobbyieren verschie­
dene Parlamentarier in Bundes­
bern und kämpfen um die Gunst 
des Bundes für Motorsportanläs­
se. «Die Hoffnung stirbt zuletzt», 
sagt Nationalrat Walter Wob­
mann: «Wir brauchen ein Gelän­
de für 2020 und zielen auf eine 
für alle zufriedenstellende Lö­
sung.» Ähnlich tönt es bei den 
Thurgauer Nationalräten Verena 
Herzog (SVP) und Hansjörg 

ation», meint Herzog. Sie betont 
aber gleichzeitig, dass die An­
sprüche des Militärs Vorrang ha­
ben müssen. Brunner ergänzt: 
«Die wirtschaftliche und touris­
tische Bedeutung darf nicht aus­
ser Acht gelassen werden.» Frau­
enfeld rücke mit dem Grand Prix 
ins Zentrum des nationalen und 
internationalen Sportinteresses. 
Klar sei ihm bewusst, dass eine 
Motorsportveranstaltung in Zei­
ten zunehmender Sorgen um Kli­
ma- und Umweltschutz nicht al­
len passe. «Es kann aber nicht 
sein, dass wir zukünftig alles, was 
Spass macht und zur Le bensqua­
lität Tausender von Fans beiträgt, 
verbieten», meint Brunner. Die 
drei Parlamentarier überlegen 
sich, einen Vorstoss zuhanden 
des Bundesrats einzureichen. 

anton spielt sich als Medienhaus auf>> 
Vorstoss Das Schulblatt des Kantons St. Gallen wurde neu gestaltet. Gegner monieren einmal mehr 
das Inforrnationsgebaren des Bildungsdepartements. Die Regierung sieht keinen Grund für Kritik. 

Er spüre eine «ungemein grosse 
Kraft im Bildungsdepartement, 
redaktionell tätig zu werden», 
sagt Guido Etterlin. Anders kön­
ne er sich die Anstrengung, die 
hinter dem neuen amtlichen 
Schulblatt des Kantons stehe, 
nicht erklären. «Der Kanton soll 
sich nicht als Medienhaus auf­
spielen», sagt der SP-Kantonsrat 
und Rorschacher Schulratspräsi­
dent klipp und klar. Gemeinsam 
mit Sandro Hess, CVP-Kantons­
rat und Schulleiter, hat er einen 
politischen Vorstoss eingereicht. 

Es ist nicht das erste Mal, dass 
die beiden die Informationspo­
litik des Bildungsdepartements 
kritisieren. Bereits das neue In­
formationsmagazin «Schulzeit» 
hatte die beiden auf den Plan ge­
rufen. Bildungschef Stefan Kölli-

ker sah sich daraufhin gar mit 
dem Vorwurf der Propaganda 
konfrontiert. Nach der ersten 
Ausgabe des Magazins im Spät­
sommer 2017 war damit bereits 
wieder Schluss. 

«Keine Gefahr 
für die Medien» 

Diesmal stören sich die beiden 
Kantonsräte am überarbeiteten 
amtlichen Schulblatt; die erste 
neu gestaltete Ausgabe erschien 
im Februar. Darin integriert: 
das «SchulblattExtra» mit dem 
Schwerpunktthema Gymnasiun1. 
Etterlin ist skeptisch: Das sei 
doch schlicht ein Weiterleben der 
«Schulzeit» im Kleinen. Etterlin 
und Hess wollen in ihrem Vor­
stoss von der Regierung denn 
auch wissen, wie sie die «wahr-

nehmbar grossen Anstrengungen 
des Bildungsdepartements, im 
redal(tionellen Business Fuss zu 
fassen», beurteilt. 

Auf den Vorwurf, das neue 
Schulblatt sei aufgebläht und 
das Bildungsdepartement gebare 
sich wie ein Medienhaus, geht die 
Regierung gar nicht erst ein. In 

Guido Etterlin, SP-Kantonsrat. 
Bild: Urs Bucher 

ihrer nun vorliegenden Antwort 
auf den Vorstoss heisst es sec: 
Das «SchulblattExtra» solle spo­
radisch das amtliche Schulblatt 
ergänzen. Es habe «weder die 
Ambition noch das Gefahren­
potenzial, die Berichterstattung 
der kommerziellen Medien zu 
konkurrenzieren». 

Gedrucktes Schulblatt 
einstellen? 

Mit der Neugestaltung des amt­
lichen Schulblatts einher geht 
eine Reduktion der Anzahl Aus­
gaben. Neu erscheint es noch alle 
zwei Monate, bislang waren es elf 
Ausgaben pro Jahr. Etterlin und 
Hess fragen sich, ob sich der Auf­
wand für die gedruckte Ausgabe 
überhaupt noch lohnt. Das Schul­
blatt sei seit jeher finanziell 

selbsttragend, hält die Regierung 
fest. Es erwirtschafte noch immer 
einen Ertragsüberschuss - trotz 
sinkender Abonnentenzahl und 
geringerer Inserateeinnahmen. 
Dieses Jahr rechnet sie mit einem 
Gewinn von 16 000 Franken; frü­
her waren es auch schon über 
70 000 Franken gewesen. 

Die Einstellung des gedruck­
ten Schulblatts würde für die 
Staatskasse auf eine «rote Null» 
hinauslaufen, schreibt die Regie­
rung. Ihr Fazit: «Es besteht kein 
Grund, das angepasste Schulblatt 
in Frage zu stellen» -weder unter 
den Aspekten der Nachfrage und 
Wirtschaftlichkeit noch publizis­
tisch. 
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